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Die Swiss Marketplace Group
(SMG) hat ihre Ziele für das Ge-
schäftsjahr 2025 bekannt ge-
geben. Die Gruppe erwartet für
das laufende Jahr ein Umsatz-
wachstum von 13 bis 15 Prozent.
Die bereinigte Ebitda-Marge soll
sich dem mittleren 50-Prozent-
Bereich nähern. 2024 betrug der
Umsatz derGruppe 291Millionen
Franken, die bereinigte Ebitda-
Marge 48 Prozent.

Die SMGplant ausserdem, für
das Geschäftsjahr 2025 eineDivi-

dendenausschüttungvon rund 75
Millionen Frankenvorzuschlagen,
wie das Unternehmen in einer
Mitteilung schreibt. Die Dividen-
de soll 2026 ausgezahlt werden.

Grundlage dieser Ziele seien
die Attraktivität und die Wider-
standsfähigkeit der Schweizer
Wirtschaft sowie die enge Ver-
zahnung des Unternehmensmit
dem digitalen Ökosystem der
Schweiz, schreibt die SMG.

Die SMG betreibt in der
Schweiz mehrere digitale Markt-

plätze, darunter bekannte Platt-
formen wie Homegate, Immo-
scout24, Autoscout24, Ricardo,
Tutti undMoneyland.Die Gruppe
wurde 2021 als Joint Venture ge-
gründet. Daran beteiligt sind die
TX Group, zu der auch diese Zei-
tung gehört, Ringier, dieMobiliar
und die Investmentfirma Gene-
ral Atlantic.

Bereits bei derGründung hat-
ten die Besitzer der SMG die
Absicht eines späteren Börsen-
ganges bekundet.

Der Grundstein für den Bör-
sengang ist laut einem Bericht
der NZZ gelegt. «Wir sind be-
reit», sagte SMG-Chef Christoph
Tonini gegenüber der Zeitung.
Toninis Aufgabe habe darin be-
standen, die SMG fit für den Bör-
sengang zumachen. «Jetzt stim-
men die Geschäftszahlen», sagt
Tonini. «Zudem haben wir un-
sere Marktstellungmit Produkt-
innovationenweiter ausgebaut.»

Oliver Schneider

Swiss Marketplace Group rechnet mit
profitablemWachstum und Dividende
Geschäftsjahr 2025 Der Betreiber von Homegate, Ricardo und Autoscout24
erwartet ein Umsatzplus von 13 bis 15 Prozent.

Jacqueline Büchi
und Andreas Tobler

Es war ein ungewöhnlicher Vor-
gang: Bereits an ihrem erstenAr-
beitstag als SRG-Generaldirek-
torin trat Susanne Wille vor die
Belegschaft – und kündigte eine
Transformation an, wie sie das
öffentlicheMedienhaus in dieser
Tiefe und in diesemTempo noch
nie gesehen habe. «Damit die
SRGdie SRG bleibt,muss sich die
SRG verändern», schwor sie das
Personal ein. Bis 2029 müssten
rund 17 Prozent des Budgetsweg,
das sind 270 Millionen Franken.

Daswar imNovember.Gestern
nun hatWille ihre Pläne konkre-
tisiert. Gemeinsam mit Verwal-
tungsratspräsident Jean-Michel
Cina, den Chefinnen und Chefs
der sprachregionalen Unterneh-
menseinheiten SRF, RTS, RSI,
RTR und der Plattform Swiss
info sowie dem SRG-Finanzchef
trat sie am Nachmittag vor die
Medien.

Was genau geplant ist – und
was dies mit der Halbierungsin-
itiative zu tun hat.

—Wo setztWille bei der SRG
den Rotstift an?
Ein grosser Teil des Sparbetrags
von 270Millionen Franken ist be-
reits per Anfang 2027 fällig. Bis
dann sollen 215 Millionen Fran-
ken eingespart werden. Dies sei
so viel Geld, dass es nicht mehr
reiche, den einzelnen Unterneh-
menseinheiten Sparaufträge zu
erteilen, so die SRG-Spitze.

Statt hier und da etwas zu
kürzen, stellt die Führung des-
halb das ganze Unternehmen
neu auf: Bereiche wie das HR,
die Finanzen oderdie Informatik
werden zentralisiert. Hatte bis-
her jede Sprachregion ihre eigene
Personalabteilung,gibt es neu ein
HR für die ganze Schweiz. Auch
die redaktionellen Bereiche Fik-
tion und Sportwerden neu über-
regional organisiert.

Selbst die Generaldirektion
soll es in derheutigen Formnicht
mehr geben. Was dies genau
bedeutet, blieb allerdings auch
nach mehreren Nachfragen un-
klar. Im November dieses Jahres
soll die organisatorischeUmstel-
lung beginnen.

Die historisch gewachsenen
Strukturen seien teilweise kom-
plex gewesen, räumen die Ver-
antwortlichen ein.Voraussicht-
lich dürfte eine «hohe dreistel-

lige Zahl» an Stellen gestrichen
werden.

—Welches sind die Folgen für
das Radio- und TV-Programm?
Die Kommunikation blieb über
weite Strecken abstrakt. Hat-
ten in den letzten Monaten ver-
schiedene Programmentschei-
de zu reden gegeben – etwa die
Einstellung des Podcasts «Ziva-
diliring», des People-Magazins
«G&G» und derErsatz der «Mit-
tags-Tagesschau» durch einen
Newsflash –, betrifft die aktuel-
le Spartranche primär den Ver-
waltungsapparat.

Susanne Wille betonte, man
spare bei den Strukturen,umden
Journalismus zu schonen.Klar sei
aber: «Ohne Auswirkungen im
Angebot werden wir diese Sum-
me nicht einsparen können.»

Fest steht, dass künftig mehr
Inhalte über die Sprachgrenzen
hinweg entwickelt undverbreitet
werden sollen. «Waswir gemein-
sam machen können, machen

wir zukünftig gemeinsam», so
die SRG-Direktorin. Ob das Pu-
blikum dadurch vermehrt inter-
essante Sendungen aus anderen
Landesteilen zu sehenund zuhö-
ren bekommt oder ob die Zent-
ralisierung zu einer Verarmung
der regionalenVielfalt führt,wie
dies Kritiker und Kritikerinnen
befürchten, bleibt abzuwarten.

Bereits angekündigt ist, dass
es künftig eine digitale Strea-
ming-Plattform für alle Landes-
teile geben soll.Das Projekt «Play
Next» befindet sich allerdings
weiter in derEntwicklungsphase.

Klar ist auch, dass weitere
Sparschritte folgen werden. Be-
reits heute sollen bei SRFzusätz-
liche Einsparungen im Umfang
von 12 Millionen Franken kom-
muniziertwerden.Dies jedoch als
Reaktion auf kurzfristigeWerbe-
einbrüche und nicht als Teil der
übergeordnetenTransformation.

—Warumwird die
Sparübung nötig?

Die SRG stehtwirtschaftlich und
politisch stark unterDruck.Wirt-
schaftlich, weil die Werbeein-
nahmen wie bei praktisch allen
grossen Medienhäusern rück-
läufig sind. Statt im TV werben
heute viele Unternehmen lieber
online, etwa bei Google. In den
letzten zehn Jahren hat die SRG
nach eigenen Angaben über 160
Millionen Franken an kommerzi-
ellen Einnahmen verloren. Dazu
kommt die Teuerung.

Politisch ist das öffentliche
Medienhaus bereits seit dem
Abstimmungskampf zur No-
Billag-Initiative 2018 unter ver-
stärkter Beobachtung. Nun folgt
mit derHalbierungsinitiative die
nächste Bewährungsprobe: Sie
verlangt, dass die Serafe-Abga-
be fürprivateHaushalte von heu-
te 335 Franken auf künftig 200
Franken jährlich sinkt und für
Unternehmen ganz wegfällt.

Als Gegenentwurf hatMedien-
ministerAlbert Rösti gemeinsam
mit dem Gesamtbundesrat be-

schlossen, dieMedienabgabe für
Private bis 2029 in zwei Schrit-
ten auf 300 Franken zu senken.
Dieser Schritt erfolgt aufVerord-
nungsebene und ist beschlossene
Sache. Von den 270 Millionen
Franken, welche bis 2029 ein-
gespart werden sollen, entfallen
laut SRG 120 Millionen Franken
auf Röstis Gebührensenkung, 90
Millionen auf die Einbussen bei
der Werbung und 60 Millionen
auf die Teuerung.

Die SRG-Spitzewill dasTrans-
formationsprojekt jedoch nicht
nur als Sparübung verstanden
wissen, sondern reagiert damit
auf die neuenNutzungsgewohn-
heiten des Publikums.Wie einer
Präsentation zu entnehmen ist,
schwindet der Anteil an Perso-
nen, die noch lineares Radio und
TV konsumieren, rasant.

Bis 2030 dürften laut Prog-
nosen drei Viertel der Nutzung
digital stattfinden – via Musik-
und Videostreamings, Podcasts,
Onlinenews und Social Media.

—Was passiert, wenn
die Halbierungsinitiative
angenommenwird?
Dann reicht das bisherige Spar-
paket nicht aus.

Der Bundesrat schätzt in sei-
ner Botschaft zur Halbierungs-
initiative, dass die Gebühren-
einnahmen der SRG in diesem
Fall von heute rund 1,25Milliar-
den Franken auf circa 630 Mil-
lionen Franken sinken würden.
Dies entspricht ungefähr einer
Halbierung des Budgets.

Erwartet wird, dass die Ini-
tiative, die aus Kreisen von SVP
und Jungfreisinnigen stammt,
im ersten Halbjahr 2026 zur
Abstimmung gelangt. Sollte
sie bei Volk und Ständen eine
Mehrheit finden, dürfte dies zu
einer weiteren Zentralisierung
führen. Eine Schliessung von
Standorten und Sendern dürfte
dann unumgänglich sein, wie
dieVerantwortlichen bereits bei
verschiedenen Gelegenheiten
betonten.

Wie SusanneWille die SRG umkrempelt
Schweizer Radio und Fernsehen im Sparmodus Die SRG steht politisch und wirtschaftlich unter Druck. Generaldirektorin SusanneWille
hat gestern erklärt, wie sie das Medienhaus verschlanken will. Die Entscheidungen im Überblick.

Sie räumt mit historisch gewachsenen Strukturen auf: Susanne Wille. Foto: Til Buergy (Keystone)

Neue Studie Viele Schweizerinnen
und Schweizer setzen im Um-
gang mit Geld lieber auf Sicher-
heit als auf Rendite. Statt in die
Börse zu investieren, legen sie ihr
Erspartes eher aufs Sparkonto,
wie eine neue Studie zeigt.

Wegen zunehmendergeopoli-
tischerSpannungen erleben auch
Bargeldreserven und Gold ein
Revival. Nur 24 Prozent legen
laut einer repräsentativen Um-
frage der Migros-Bank ihr Geld
direkt in Aktien an. Drei Viertel
besitzen dagegen ein Sparkonto,
wie aus der gemeinsammit dem
Marktforschungsinstitut Inter-
vista durchgeführten Studiewei-
ter hervorgeht.

Vor allem fehlendes Vertrau-
en wird als Grund für das Fern-
bleiben von der Börse angege-
ben. Über ein Drittel würde eher
investieren,wenn sie sich bei den
Finanzanbietern besser aufgeho-
ben fühlen würden.

Anlegerinnen und Anleger
nähmen erhöhte Risiken wahr,
heisst es in der Studie. Demnach
erwarten 42 Prozent der Befrag-
ten eine Verschlechterung der
Wirtschaftslage – ein Höchst-
wert in der Erhebung. Entspre-
chend feiern traditionelle «siche-
re Häfen» ein Comeback: 9 Pro-
zent derBefragten besitzen etwa
physisches Gold – doppelt sovie-
le wie im Vorjahr. (SDA/euc)

Schweizer vertrauen der Börse nicht und
setzen lieber auf Sparkonten und Bares
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Spionageverdacht Die Abteilung
«Cyber» des Nachrichtendiens-
tes des Bundes (NDB) ist dafür
zuständig, Hackerangriffe früh-
zeitig zu erkennen und abzu-
wehren. Im Rahmen ihrerTätig-
keit soll die Behörde aber grob
fahrlässig gehandelt und hoch-
sensible Daten an private Unter-
nehmenweitergegeben haben –
darunter auch an die russische
Cybersecurity-Firma Kaspersky.
Laut Informationen zweier be-
freundeterwestlicher Nachrich-
tendienste gelangten dadurch
vertrauliche Daten an den russi-
schen Geheimdienst.Aus diesem
Grund hat die Aufsichtsbehörde
des NDB bei der Bundesanwalt-
schaft Strafanzeige gegen unbe-
kannt eingereicht. Da es sich um
eine staatspolitisch heikle An-
gelegenheit handelt,war für das
weitere Vorgehen die Zustim-
mung der Landesregierung er-
forderlich. Die Regierung hat in
ihrer Sitzung vom 13. Juni dem
Verfahren zugestimmt. (red)

Bundesrat bewilligt
Strafverfahren
gegen NDB

Temperatur Die beiden Blöcke des
AKW Beznau laufen seit Sonn-
tag nur noch mit halber Leis-
tung. Damit soll das Ökosystem
der Aare geschützt werden – der
Fluss soll sichweniger stark durch
das AKW-Kühlwasser erwärmen.
Die Wassertemperatur der Aare
hat unterhalb des AKWBeznau –
nach der vollständigen Durchmi-
schung des Flussesmit demKühl-
wasser aus dem Kraftwerk – die
25-Grad-Marke erreicht. Deshalb
sei die Leistung auf rund 50 Pro-
zent reduziert worden, wie die
Zwischenverfügung des Bundes-
amts für Energie vorsehe, teilte
derEnergiekonzernAxpo gestern
mit. Bereits in den vergangenen
Tagen sei die Leistungsreduktion
gestartet und mit den steigen-
den Wassertemperaturen ver-
stärkt worden. Das Kühlwasser
des AKW Beznau wird der Aare
entnommen und nach demKühl-
vorgang, bei dem sich dasWasser
erwärmt,wieder in den Fluss zu-
rückgeleitet. (SDA)

AKWBeznau
drosselt Leistung
wegen Aare-Wasser

Schweiz Die Konjunkturaussich-
ten in derSchweiz haben sichver-
schlechtert.Dasvon derKonjunk-
turforschungsstelle KOFderETH
Zürich erhobene Konjunkturba-
rometer ist im Juni um 2,5 Zäh-
ler auf 96,1 Punkte gesunken.Da-
bei wurde der Mai-Wert auf 98,6
leicht revidiert von zuvor kom-
munizierten 98,5 Punkten.Damit
sei das Barometer – nach leich-
tem Anstieg im Vormonat – auf
den bis jetzt tiefsten Stand dieses
Jahres gefallen, heisst es von den
Ökonomen derETH in einerMit-
teilung. Ein Blick auf die Statistik
zeigt: Es ist gar der tiefste Stand
seit Oktober 2023. Der Grossteil
der in das Konjunkturbarometer
einfliessenden Indikatorenbün-
delwürden die negative Entwick-
lung widerspiegeln, so die KOF.
Besonders deutlich unter Druck
stehe das Verarbeitende Gewer-
be. Insbesondere die allgemeine
Geschäftslage zeige deutlich ne-
gative Aussichten. (SDA/euc)

Aussichten
fürWirtschaft
verschlechtert

Sabrina Bundi

Lisa aus Basel bekommt die Note
5,1, ihr Klassengspändli Arjan
eine 4,5. Und das, obwohl beide
die gleiche Leistung abgeliefert
haben. Bis zu 0,6 Notenpunkte
können Leistungen gemäss den
Resultaten einer neuen Studie
auseinanderklaffen, weil Lehr-
personen Kinder unterschiedlich
bewerten.Dasmachen sie natür-
lich nicht absichtlich, sondern aus
demselben Grund, weshalb man
einemselbstbewusstenArztmehr
vertraut als einem ungeschick-
ten – aufgrundvonErwartungen.

Was können Lehrpersonen
tun, umnicht in solche Fallen zu
tappen? Chantal Galladé macht
Vorschläge – sie ist Erziehungs-
wissenschaftlerin, Dozentin an
der PHZH, Berufsfachschulleh-
rerin und grünliberale Kantons-
rätin im Kreis Winterthur.

Mädchenwerden oft als
engagierterwahrgenommen
als Jungen und besser benotet,
weil sie sich öfter imUnterricht
melden.Aufwelche andere
Fallen imKlassenzimmer
müssen die Lehrpersonen
achten?
Kinder und Jugendliche sind un-
terschiedlich. Zum Beispiel gibt
es introvertierte und extrover-
tierte Kinder. Die Introvertier-
ten können aber nicht weni-
ger, nurweil sie sichweniger oft
melden. Und sie dürfen auf kei-
nen Fall dafür mit schlechteren
Noten bestraft werden. Oder es
gibt Kinder, die sehr lebendig
sind oder sogar stören. Auch für
sie muss die Benotung fair sein.

Beurteilungen dürfen nie etwas
mit Disziplinierung zu tun ha-
ben. Ich glaube, dass Lehrperso-
nen sehr gewissenhaft sind und
sich bemühen, sich nicht beein-
flussen zu lassen.

Was können Lehrpersonen tun?
Wichtig ist, dass Lehrpersonen
für ihre Prüfungen im Voraus
konkrete Lernziele formulieren.
Und dass sie konsequent nach
diesen Zielen ihre Prüfungsauf-
träge und Beurteilungskriterien
erstellen. Die Lernziele müssen
für die Lernenden transparent
sein, damit sie genau wissen,
was von ihnen erwartetwird. Fair
ist,wennman denNotenschlüs-
sel angibt, mit wie vielen Punk-
ten sie welche Note bekommen.
Wenn man so arbeitet, können
die Kinder nachvollziehen, mit
wie vielen Punkten sie welche
Note erreichen.
Man muss dazu sagen: Vielfach
täuschen Noten eine Scheinge-
nauigkeit vor – sie sind nie ganz
objektiv. Es ist eine Illusion, dass
man eine Leistungmit einerNote
auf zwei Kommastellen genau
messen kann.

Aussermanwürde viel mehr
Multiple-Choice-Prüfungen
machen?
Auf keinen Fall. Prüfungsaufga-
ben sollen vielfältig sein.

Amgrössten sind die Unter-
schiede bei derNotengebung
laut Studie im Fach Deutsch,
weil dort subjektiveAspekte
stärker einfliessen können.
Wie sehen Prüfungslernziele
für einenAufsatz aus?

Ich bilde Berufsfachschullehr-
personen aus. Wir orientieren
uns an Textsortenwie zum Bei-
spiel Kommentar, Bericht oder
Porträt. Dafür bestehen klare
Anforderungen und Kriterien.
Wenn eine Argumentation ver-
langt wird, kann ein Ziel bei-
spielsweise heissen: «Ich kann
drei stichhaltigeArgumente for-
mulieren, um meine These zu
belegen.» Wichtig ist, dass die
Lernenden klare und messbare
Beurteilungskriterien erhalten.

Sollen Soft Skillswie Fleiss,
Motivation oder Engagement
nichtmehr bewertetwerden?
Fleiss oder Disziplin dürfen
nicht in die Bewertung einflies-
sen.Wichtig ist, dass die Lernen-
den ihren Lernprozess reflek-
tieren und optimieren können.
Dazu eignen sich Kompetenz-
raster, die mittels Selbst- und
Fremdeinschätzung ausgefüllt
werden können. Auch sind Pro-
zessbewertungen je nach Aus-
gestaltung problematisch. Neh-
menwir beispielsweiseMax und
Lea. Max hat ein ADHS. Er gibt
die Zwischenabgaben nicht frist-
gerecht ab,weil er aufgrund sei-

ner Neurodivergenz eine ande-
re Arbeitsweise hat. Am Schluss
gibt er seine Arbeit aber frist-
gerecht ab, und sie ist genau
gleich gut wie die von Lea. Lea
hat die Zwischenabgaben frist-
gerecht gemacht. Obwohl beide
am Schluss ein Produkt abge-
ben, das genau gleich gut ist, er-
hält Max eine schlechtere Note.
Dies allein, weil er auf eine an-
dere Art arbeitet als Lea. Es geht
also auch darum, zu akzeptieren,
dass es unterschiedliche Wege
gibt, um zum Ziel zu gelangen,
und nicht ein Weg notenmäs-
sig benachteiligt werden darf,
wenn das Produkt und die Leis-
tung stimmen.

Wie entstehen Noten?
In der Regel vergeben die Lehr-
personen bei derKorrektur einer
Prüfung Punkte. Diese werden
inNoten umgerechnet. Dabei ist
es wichtig, dass im Voraus klar
nachvollziehbar ist,wofür eswie
viele Punkte gibt.Für die Noten-
gebung gibt es drei Bezugsnor-
men. Die kriteriumsorientierte,
die individuelle und die sozia-
le. Bei der ersten werden Punk-
te nach erfüllten Kriterien ver-
geben. Bei der zweiten wird der
persönliche Fortschritt bewertet.
Bei der sozialen Bezugsnorm er-
folgt der Leistungsvergleichmit
anderen Lernenden anhand des
Durchschnitts. Dies hat zur Fol-
ge, dass eine leistungsstarke Ler-
nende in einer leistungsstarken
Klasse eine schlechtere Note er-
hält, als wenn sie in einer leis-
tungsschwachen Klassewäre. Es
geht dabei also nicht um die tat-
sächliche Leistung, sondern da-

rum,wie sie imVergleich zu den
anderen steht.

DerKlassendurchschnitt wird
doch häufig angegeben,
wo ist das Problem dabei?
Tatsächlich gibt es Schulen oder
sogar einzelne Kantone, die den
anzustrebenden Klassendurch-
schnitt vorgeben. Das kann zu
absurden Situationen führen,
wenn Lehrpersonen aufgrund
des Durchschnitts Noten nach
unten oder oben anpassenmüs-
sen und so die Leistungen der
Lernenden nicht gerechtwieder-
gegeben werden.

Sie sind auch Kantonsrätin in
Zürich–werden Sie sich im
Parlament dafür starkmachen,
Ungerechtigkeiten in der
Benotung zu beheben?
Ich habe damals im Kantonsrat
gegeneinObligatoriumfürSchul-
noten gestimmt, weil ich über-
zeugt bin, dass Noten nicht ge-
setzlich verankertwerden sollen.
Das nimmt den Pädagoginnen
und Pädagogen den Spielraum.
Die Politik hält anNoten fest,weil
sie diesemit Leistung gleichsetzt.
Dass es Noten gibt, heisst nicht,
dass mehr geleistet wird. Wich-
tig ist, dass das Bewusstsein,wie
Noten entstehen und wie faire
Prüfungen aussehen, geschärft
wird. Dies geschieht durch Aus-
undWeiterbildungundSchulent-
wicklung. Es ist herausfordernd,
gute Prüfungen zu erstellen und
entsprechend zubenoten.Da sind
Information undWeiterentwick-
lung derSchulen undLehrperso-
nen weit sinnvollere Ansätze als
die politische Keule.

«Noten täuschen vielfach
eine Scheingenauigkeit vor»
Leistungsbewertung Eine neue Studie zeigt, dass Mädchen oft bessere Schulnoten als Buben erhalten –
für die gleiche Leistung. Chantal Galladé erklärt im Interview, wie Lehrpersonen das verhindern können.

«Beurteilungen dürfen nie etwas mit Disziplinierung zu tun haben»: Chantal Galladé, Erziehungswissenschaftlerin und Kantonsrätin in Zürich. Foto: Michael Trost

«Es geht darum, zu
akzeptieren, dass es
unterschiedliche
Wege gibt, um zum
Ziel zu gelangen.»


